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Fortgeschrittenenklausur: „Skull Breaker Challenge“ 
Social Media Trends und deren körperliche Folgen 
 

Von Wiss. Mitarbeiter Janick Haas, Marburg, Wiss. Mitarbeiter Jan-Martin W. T. Schneider, Gießen* 
 
 
Die vorliegende Fortgeschrittenenklausur betrachtet die 
strafrechtliche Relevanz von sog. Social Media Challenges1. 
Die Klausur eignet sich zur Übung von Körperverletzungs- 
delikten in Kombination mit Fragen rund um die Möglichkeit 
eigenverantwortlicher Selbstgefährdungen. Anschließend wer-
den noch kurz prozessuale Kenntnisse, wie von Nourozi, JuS 
2007, 989 als für das Examen typisch beschrieben, abgefragt. 
 
Sachverhalt 

Alfredolin (A) ist seit 2020 ein „Heavy TikTok-User“. An 
einem Freitagnachmittag nach Feierabend verspürt er große 
Lust zu feiern. Er schickt Basti (B) und Damian (D), seinen 
Freizeitkumpel, eine Einladung per gemeinsamem Messenger-
Gruppenchat „Arbeite hart, party harder“. Beide sagen 
prompt zu. Zudem sendet B einen Video-Link in die Gruppe, 
der zu einer sog. Challenge auf der Social Media-Plattform 
TikTok führt. 

Im Video mit dem Titel „Skull Breaker Challenge“ kann 
man drei dicht nebeneinanderstehende Männer auf einer Stra- 
ße erkennen. Zwei der Männer fordern den in ihrer Mitte 
stehenden Dritten auf, mit ihnen beiden hoch in die Luft zu 
springen. Dieser tut wie ihm geheißen. Einer der außenste-
henden Männer zählt von drei auf eins herunter und sodann 
springen vermeintlich alle drei in die Luft. Tatsächlich 
springt jedoch nur die Person in der Mitte hoch, während die 
beiden anderen Männer ihm die Beine unter seinem Körper 
wegtreten, so dass er hart auf dem Boden aufschlägt. Infolge 
des Sturzes platzt ihm der Hinterkopf auf und er trägt eine 
stark blutende Wunde davon. 

Während C sich das Video direkt ansieht und mit einer 
Reihe von Emojis antwortet, hat A keine Lust, sich anzuse-
hen, was genau sich hinter dem Link verbirgt, da er zuhause 
noch aufräumen muss. Um aber zu vermitteln, er habe sich 
das Video tatsächlich angesehen, schickt er eine dem Video- 
titel mutmaßlich gerecht werdende Kurznachricht mit dem 
Wortlaut „Hahaha, heftig!“ in den Messenger-Gruppenchat: 
Danach fährt er nach Hause. 

Am Abend kommt es zu dem geplanten Treffen und die 
Stimmung ist gut. B und D sind aber nicht allein auf einen 
geselligen Abend aus. Sie planen vielmehr, den A im Laufe 
des Abends derart zum Alkoholkonsum zu verleiten, dass 
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sur für Strafrecht, Strafprozessrecht, Kriminologie und Medi-
zinstrafrecht von Prof. Dr. Jens Puschke, LL.M. (King‘s 
College), an der Philipps-Universität Marburg. Dipl. Jur. Jan-
Martin W.T. Schneider ist Wiss. Mitarbeiter an der Professur 
für Strafrecht, Strafprozessrecht und Strafrechtsvergleichung 
von Prof. Dr. Pierre Hauck, LL.M. (Sussex), an der Justus-
Liebig-Universität Gießen. Die Verf. danken stud. iur Sophie 
Meyer und stud. iur. Maike Kappes für Korrekturdurchsichten 
des Manuskriptes. 
1 Siehe zuletzt zu der sog. „Cold-Water-Challenge“ Pörtner, 
ZJS 2020, 469 ff. 

dieser sich mit ihnen auf die „Skull Breaker Challenge“ ein-
lässt. Sie wollen A einen „wahren Schrecken“ einjagen, um 
ihm seine in der Vergangenheit liegenden Streiche heimzu-
zahlen. Außerdem sind sie der Auffassung, dass eine solche 
Mutprobe erlaubt sei, wenn A doch noch selbst entscheiden 
könne, ob er mitmacht oder nicht. 

Als A durch reichlichen Alkoholkonsum mittlerweile 
massiv enthemmt ist, sehen B und D nun die Chance, ihren 
Plan in die Tat umzusetzen. Dafür stellen sie sich im Wohn-
zimmer des A mit etwas Abstand nebeneinander auf. Sie 
fordern A auf, sich zwischen sie beide zu stellen, um zu se-
hen, „wie hart A im Nehmen“ sei. Dabei gehen sie davon aus, 
dass er wisse, worauf sie abzielen. Tatsächlich ist A jedoch 
ahnungslos, immerhin kennt er das Video nach wie vor nicht. 
Dennoch kommt er der Aufforderung nach und stellt sich 
zwischen B und D. 

D zählt nun von drei auf eins herunter und ruft sodann: 
„Spring!“ Als A zögert, ruft B hinterher: „Oder ich lösche 
deinen TikTok Account!“. Dieses „Risiko“ will A nicht ein-
gehen, obgleich er allein das Passwort zu seinem Smartphone 
sowie zu seiner App kennt, und kommt der Aufforderung 
nach. Als A seinen höchsten Punkt erreicht, treten B und D 
ihm derart die Beine weg, dass dieser, ohne die Möglichkeit, 
sich selbst aufzufangen, auf den Boden fällt. B und D sind 
dabei selbst über die Wucht des Aufschlags überrascht. Je-
doch steht A wenige Sekunden später von allein auf und klagt 
lediglich über einen massiven „Brummschädel“ sowie ein 
unscharfes Sichtfeld. Drei Tage später hat A erstmals einen 
kurzen epileptischen Anfall. 

Deshalb begibt sich A alsbald in ärztliche Behandlung. 
Die behandelnde Ärztin Q stellt bei A – bedingt durch den 
Sturz – eine computertomographisch sichtbare negative Be-
einträchtigung im Bereich des Kleinhirns fest, die seine 
Feinmotorik und Sehfähigkeit um 40 % herabsetzt. Es bleibt 
A aber weiter möglich, Gegenstände in der geschlossenen 
Hand zu halten oder die Hand für den Griff größerer Gegen-
stände vollständig zu strecken. Q erkennt anhand der Bilder 
auch, dass A nach seinem Anfall mehrere, nicht als solche 
erkannte, Epilepsieanfälle erlitten hat. Auch hierfür liegt die 
Ursache in dem Sturz begründet. Weitere epileptische Folge-
anfälle sind wahrscheinlich. Sein Beruf als Kfz-Mechaniker 
erfordert für Schraub- und Justierarbeiten präzise Bewegungs-
abläufe der Hände und Finger. 
 
Bearbeitervermerk 

Wie haben sich B und D nach dem StGB strafbar gemacht? 
§ 231 StGB ist nicht zu prüfen. Strafanträge sind ggf. gestellt. 
 
Zusatzfrage 

A ist Nebenkläger im Prozess gegen B und D. Es zeichnet 
sich ab, dass B und D sehr wahrscheinlich verurteilt werden. 
Was kann A tun, um mit möglichst wenig Aufwand Schmer-
zensgeld erhalten zu können? 
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Lösungsvorschlag 

A. Strafbarkeit des B 

I. Nötigung gem. § 240 Abs. 1 StGB 

B könnte sich, indem er an A gewandt ankündigte, er werde 
seinen TikTok-Account löschen, wegen Nötigung gem. § 240 
Abs. 1 StGB strafbar gemacht haben. 

B müsste ein Nötigungsmittel angewendet haben. In Be-
tracht kommt die Drohung mit einem empfindlichen Übel. 
Eine Drohung ist das In-Aussicht-Stellen eines empfindlichen 
Übels, auf das der Drohende Einfluss hat oder zu haben vor-
gibt.2 Ein Übel ist jeder drohende Nachteil.3 Dieses Übel ist 
empfindlich, wenn dessen In-Aussicht-Stellen dazu geeignet 
ist, den Bedrohten zu dem geforderten Verhalten zu bewe-
gen.4 Das ist dann nicht der Fall, wenn erwartet werden kann, 
dass sich der Bedrohte dieser Drohung mit besonnener Selbst-
behauptung entgegenstellen wird.5 

B drohte dem A an, seinen Social-Media-Account zu lö-
schen. Hiermit verbunden ist jedenfalls der angedrohte Ver-
lust eigener personenbezogener Daten (siehe § 303a StGB). 
Damit liegt ein Angriff auf das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung des A vor. Dies stellt einen rechtlichen 
Nachteil dar, worin jedenfalls ein Übel liegt6. Fraglich ist 
allein, ob das Übel auch empfindlich ist. Die Schwelle zum 
Abverlangen einer besonnen Selbstbehauptung der genötigten 
Person wird grundsätzlich hoch angesetzt.7 In der Regel kann 
dann kein Standhalten mehr erwartet werden, wenn etwa eine 
besondere Willensschwäche oder Mängel im Urteilsvermögen 
des Opfers vorliegen.8 Darüber hinaus sind spezifische per-
sönliche Elemente wie der Bildungsstand, die Zwangsintensi-
tät oder Abhängigkeiten zwischen Täter und Opfer9 maßgeb-
lich. 

A ist alkoholbedingt zwar bereits stark enthemmt, aller-
dings sind keine Anhaltspunkte für eine auch nur teilweise 
Minderung der Schuldfähigkeit i.S.v. § 21 StGB erkennbar, 
insofern ist eine besondere Willensschwäche des A auszu-
schließen. Außerdem besteht zwischen A und B lediglich 
eine gewöhnliche Freundschaftsbeziehung, sodass keine be- 
sonders zwingende Abhängigkeit zwischen den beiden fest-
stellbar ist. Schließlich ist die Zwangswirkung der Drohung 
des B durch die alleinige Kenntnis des Passwortes seines 
Smartphones sowie seiner App als äußerst gering einzustu-
fen. Dementsprechend ist A in der vorliegenden Situation 
eine besonnene Selbstbehauptung abzuverlangen. Das von B 
angedrohte Übel erreicht damit nicht das Gewicht, das not-
wendig ist, um die Willensfreiheit des A in gravierender 

 
2 Eisele, in: Schönke/Schröder, Strafgesetzbuch, Kommentar, 
30. Aufl. 2019, Vor § 234 Rn. 30. 
3 Eisele (Fn. 2), § 240 Rn. 9. 
4 Sinn, in: Joecks/Miebach (Hrsg.), Münchener Kommentar 
zum Strafgesetzbuch, Bd. 4, 3. Aufl. 2017, § 240 Rn. 77. 
5 Vgl. Roxin, JR 1983, 333 (334). 
6 Vgl. Sinn (Fn. 4), § 240 Rn. 71. 
7 BGHSt 31, 195 (201) = NJW 1983, 765; Sinn, JuS 2009, 
755 (583). 
8 Sinn (Fn. 4), § 240 Rn. 82. 
9 BGH NStZ 1997, 494 (494). 

Weise einzuschränken und ist damit nicht empfindlich. Damit 
hat B kein Nötigungsmittel angewendet. 
 
II. Ergebnis 

B hat sich somit nicht gem. § 240 Abs. 1 StGB wegen Nöti-
gung strafbar gemacht. 
 
B. Strafbarkeit von B und D 

I. Versuchter Totschlag gem. §§ 212 Abs. 1, 22, 23 Abs. 1, 
25 Abs. 2 StGB 

Eine Strafbarkeit von B und D gem. §§ 212 Abs. 1, 22, 23 
Abs. 1, 25 Abs. 2 StGB wegen versuchten Totschlags in Mit- 
täterschaft scheidet jedenfalls aufgrund fehlenden Tötungs-
vorsatzes beider Personen aus. 
 
II. Gefährliche Körperverletzung gem. §§ 223, 224 Abs. 1 
Nrn. 3, 4, 5, 25 Abs. 2 StGB 

Indem B und D den A dazu brachten, zu dritt in die Luft zu 
springen und ihm die Beine nach vorne wegtraten, als dieser 
sich in der Luft befand, könnten sie sich wegen einer gefähr-
lichen Körperverletzung in Mittäterschaft gem. §§ 223 
Abs. 1, 224 Abs. 1 Nrn. 3, 4 und/oder 5, 25 Abs. 2 StGB 
strafbar gemacht haben. 
 

Hinweis: Da B und D die Tat unmittelbar zusammen aus-
führen, ist es aus klausurtaktischen Gründen ratsam, beide 
zusammen zu prüfen. Wie immer ist es außerdem mög-
lich, das Grunddelikt separat zur Qualifikation zu prüfen. 

 
1. Tatbestand  

a) Objektiver Tatbestand 

aa) Vorliegen des Grundtatbestandes 

(1) B und D müssen A körperlich misshandelt oder an der 
Gesundheit geschädigt haben. Eine körperliche Misshandlung 
ist jede üble, unangemessene, das körperliche Wohlbefinden 
nicht nur unerheblich beeinträchtigende Behandlung eines 
Menschen.10 Eine Gesundheitsschädigung ist ein vom Normal-
zustand des menschlichen Körpers abweichender pathologi-
scher Zustand.11 

A erlitt durch den harten Aufschlag auf dem Boden einen 
massiven „Brummschädel“, also ein mit Benommenheit ver- 
bundenes Gefühl von einigem Ausmaß, welches einige Zeit 
anhielt, mithin eine körperliche Misshandlung. Zudem wurde 
ein Bereich seines Kleinhirns in Mitleidenschaft gezogen, 
was unter anderem für die Feinmotorik verantwortlich ist. 
Damit liegt ebenso ein negativ abweichender pathologischer 
Zustand, mithin eine Gesundheitsschädigung vor. 

(2) Die Tritte von B und D können nicht hinweg gedacht 
werden, ohne dass der tatbestandliche Erfolg entfiele. Damit 
beruhen sowohl die körperliche Misshandlung als auch die 

 
10 BGHSt 14, 269 = NJW 1960, 1477. 
11 Vgl. nur Eschelbach, in: v. Heintschel-Heinegg (Hrsg.), 
Beck’scher Online-Kommentar, Strafgesetzbuch, 47. Ed., 
Stand: 11.8.2020, § 223 Rn. 24. 
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Gesundheitsschädigung condicio sine qua non12 auf dem Ver- 
halten von B und D. 

(3) B und D müsste der Erfolg aber auch objektiv zuzu-
rechnen sein. Dafür müssen sie eine rechtlich relevante Ge-
fahr geschaffen haben, die sich gerade im konkreten tatbe-
standlichen Erfolg realisiert haben muss.13 Grundsätzlich ist 
im gewaltsamen Wegtreten der Beine unter dem Schwer-
punkt des Körpers die Schaffung eines rechtlich relevanten 
Risikos zu sehen, welches sich auch gerade im tatsächlich 
eingetretenen Körperverletzungserfolg realisiert hat. 

Etwas anderes könnte sich aufgrund des Eigenverantwor-
tungsprinzips14 dadurch ergeben, dass A selbst wenigstens 
teilweise dazu beigetragen hat, dass es zur Schädigung kam, 
immerhin sprang er zunächst in die Luft, was notwendig für 
die anschließende Handlung von B und D war. 

Es könnte insoweit eine die Zurechnung ausschließende 
freiverantwortliche Selbstgefährdung durch A vorliegen.15 
Grundvoraussetzung ist zunächst, dass A Herr seiner Ent-
schlüsse war. 

Der Willensentschluss, in die Luft zu springen, hatte sei-
nen Ursprung zwar in der Aufforderung durch B und D, ins-
besondere durch die Drohung des B, den TikTok-Account 
des A zu löschen. Die Drohung sowie die Aufforderungen 
erreichten aber nicht das Gewicht einer die Willensfreiheit 
einschränkenden Nötigung (s.o.). Es wird lediglich sozialer 
Druck auf A ausgeübt, was seine Entschlussfreiheit nicht 
aufhebt. 

Vom Verantwortungsausschluss erfasst sind Beteiligungen 
an einer bewussten Selbstgefährdung.16 A muss dafür jeden-
falls Kenntnis von der eigenen Risikoschaffung gehabt ha-
ben.17 B und D wollten testen, „wie hart er im Nehmen“ sei. 
Fraglich ist, wie diese Zwecksetzung für A zu verstehen war. 
Die Redewendung, zu testen, wie „hart eine Person im Neh-
men“ ist, zielt darauf ab, die Person einer wie auch immer 
gearteten Prüfung hinsichtlich ihrer Fähigkeiten, ein negati-
ves zukünftiges Ereignis zu bewältigen, zu unterziehen. Um 
welche Art zukünftiger Negativerfahrung es sich handelt, 
hängt von den Einzelumständen ab. B und D stellten sich mit 
etwas Abstand zueinander auf und forderten von A, sich 
zwischen sie beide zu stellen. Damit nahmen sie Bezug zum 
„Skull Breaker Challenge“-Video, was in den gemeinsamen 
Gruppenchat gepostet wurde. A hingegen hatte das Video 
nicht gesehen und wusste daher mit der Aufstellung von B 
und D nichts anzufangen. Ihm war zwar klar, dass B und D 
auf Unannehmlichkeiten für ihn abzielen, was dadurch sicht-
bar wird, dass er länger zögerte, der Aufforderung von B und 
D nachzukommen und erst durch die nachträgliche Drohung 
des B zum Sprung ansetzte. 

 
12 Vgl. nur Kindhäuser/Zimmermann, Strafrecht, Allgemeiner 
Teil, 9. Aufl. 2020, § 10 Rn. 9. 
13 Kindhäuser/Zimmermann (Fn. 12), § 11 Rn. 2 f., 5. 
14 Kindhäuser/Zimmermann (Fn. 12), § 12 Rn. 66. 
15 Siehe bei Eisele, JuS 2012, 577 (578). 
16 BGHSt 32, 262 = NStZ 1984, 410 m. Anm. Roxin; jüngst 
BVerfG, Urt. v. 26.2.2020 – 2 BvR 2347/15, Rn. 23. 
17 Gropp/Sinn, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 5. Aufl. 2021, 
§ 4 Rn. 104. 

Die tatsächliche Risikolage erfasste A allerdings im Ge-
gensatz zu B und D nicht. Ihm fehlte also die erforderliche 
Kenntnis über die wesentlichen risikoschaffenden Umstände, 
was eine Selbstgefährdung ausschließt. Ein Zurechnungsaus-
schluss ist damit nicht möglich.18 
 

Hinweis: Eine klausurtaktische Schwerpunktsetzung er-
fordert gerade nicht den Streit zu den Maßstäben zur Be-
stimmung der Freiverantwortlichkeit. 

 
bb) Qualifikation gem. § 224 Abs. 1 StGB 

(1) B und D könnten die Körperverletzung auch mittels eines 
hinterlistigen Überfalls gem. § 224 Abs. 1 Nr. 3 StGB her-
beigeführt haben. Ein hinterlistiger Überfall setzt die plan-
mäßige Verdeckung der Angriffsabsicht voraus, um dem 
Opfer die Abwehr eines unerwarteten Angriffs oder die Vor-
bereitung der Verteidigung aktiv zu erschweren.19 Beide gin- 
gen davon aus, dass A weiß, dass ihn die „Skull Breaker 
Challenge“ erwartet. Sie forderten ihn konkludent zu dieser 
Mutprobe auf und verdeckten ihr Motiv dabei nicht. Ein 
hinterlistiger Überfall scheidet damit aus. 

(2) B und D wirkten allerdings einverständlich zusam-
men20 und sind außerdem Beteiligte an der Tat i.S.d. § 28 
Abs. 2 StGB. § 224 Abs. 1 Nr. 4 StGB ist hiermit erfüllt. 

(3) B und D könnten die Körperverletzung mittels einer 
das Leben gefährdenden Behandlung begangen haben, § 224 
Abs. 1 Nr. 5 StGB. Umstritten ist, ob es hierfür zum Eintritt 
einer konkreten Lebensgefahr beim Opfer gekommen sein 
muss oder ob eine abstrakte Lebensgefahr genügt.21 Eine 
konkrete Gefahr liegt dann vor, wenn der tatsächliche Todes-
eintritt nur noch vom Zufall abhängt.22 Hierfür sind die je-
weiligen Einzelumstände maßgeblich.23 Ein durch Wegtreten 
der Beine herbeigeführter ungebremster Sturz rücklings auf 
den Boden kann insbesondere schwere Kopfverletzungen 
herbeiführen. Eine solche Gefährlichkeit ist auch in dem 
Internet-Video erkennbar, in dem das Opfer eine stark blu-
tende Kopfverletzung davonträgt. Zudem signalisiert auch 
der Titel der fragwürdigen Mutprobe („Skull Breaker“) die 
besondere Gefährlichkeit des Verhaltens. Nicht von Relevanz 
ist, dass es bei A nicht zu einer solchen Platzwunde kam, 
immerhin stellt § 224 Abs. 1 Nr. 5 StGB explizit auf die 
Behandlung, also die Gefährlichkeit der Tathandlung ab.24 
Der Eintritt einer Lebensgefahr hing damit lediglich vom 
Zufall ab. Somit ist jedenfalls eine das Leben gefährdende 
Behandlung gem. § 224 Abs. 1 Nr. 5 StGB gegeben. 
 
 

 
18 Vgl. Fischer, Strafgesetzbuch und Nebengesetze, Kommen-
tar, 67. Aufl. 2020, Vor § 13 Rn. 36b. 
19 BGH NStZ-RR 2013, 173 (174). 
20 Vgl. zum Begriff des Zusammenwirkens Jäger, JuS 2000, 
31 (35 f.). 
21 Vgl. nur Kindhäuser/Schramm, Strafrecht, Besonderer Teil, 
Bd. 1, 9. Aufl. 2020, § 9 Rn. 21. 
22 Komprimiert Beck, ZIS 2016, 692 ff. 
23 Sternberg-Lieben, in: Schönke/Schröder (Fn. 2), § 224 Rn. 12. 
24 Sternberg-Lieben (Fn. 23), § 224 Rn. 12. 
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cc) Gegenseitige Zurechnung gem. § 25 Abs. 2 StGB 

B und D könnten ihrer Tatbeiträge gegenseitig gem. § 25 
Abs. 2 StGB im Wege der Mittäterschaft zugerechnet wer-
den. Dafür notwendig ist ein gemeinsamer Tatplan bei arbeits-
teiliger Tatausführung.25 Welche Anforderungen an die Tat-
beitragsqualität zu stellen sind, ist umstritten. Ein täterschaft-
licher Tatbeitrag liegt aber jedenfalls dann vor, wenn der Tat- 
beteiligte Tatherrschaft und ein großes eigenes Interesse an 
der Tat hat.26 B und D handelten aufgrund eines vorher ge-
fassten, gemeinsamen Tatplans und konnten den Erfolgs- 
eintritt nach ihren Vorstellungen beliebig hemmen oder ab-
laufen lassen und hielten das Tatgeschehen insoweit lenkend 
in den Händen. Außerdem wollten beide dem A einen gehö-
rigen Schrecken einjagen, verfolgten also eigene Interessen 
mit der Tat, sodass von einer wechselseitigen Zurechnung der 
Tatbeiträge gem. § 25 Abs. 2 StGB auszugehen ist. 
 
b) Subjektiver Tatbestand 

B und D müssten auch vorsätzlich gehandelt haben. Vorsatz 
umfasst jedenfalls die Kenntnis der den objektiven Tatbestand 
begründenden Umstände (§ 15 StGB). 

B und D hatten Kenntnis bezüglich der den Erfolg herbei-
führenden Umstände sowie bezüglich der Umstände der 
lebensgefährdenden Behandlung. Eine darüberhinausgehende 
Kenntnis der Lebensgefährlichkeit des Verhaltens ist zur 
Umgehung von Abgrenzungsproblemen zum Tötungsversuch 
nicht notwendig.27 

Beide gingen aber davon aus, dass A wusste, dass er sich 
mit dem Sprung auf die Mutprobe einließ. Tatsächlich ver-
mittelte A durch seine Reaktion im Gruppenchat auch, dass 
er mit dem Inhalt des Videos vertraut sei. Die explizite Auf-
forderung an A, sich in der Mitte von B und D aufzustellen, 
ohne klärende Nachfrage des A, führte dazu, dass für B und 
D kein Zweifel an der Risikokenntnis des A bestand. In ihrer 
Vorstellung war A bewusst, dass er selbst maßgeblich zum 
Erfolgseintritt beitragen muss. 

Fraglich ist, ob eine solche Fehlvorstellung zum Vorsatz-
ausschluss führt. Es ist zu klären, ob B und D davon ausgin-
gen, sich an einer den Zurechnungszusammenhang ausschlie-
ßenden freiverantwortlichen Selbstgefährdung zu beteiligen. 
In ihrer Vorstellung erfasste A das Risiko, welchem er sich 
aussetzte, er müsste aber auch Tatherrschaft über den unmit-
telbaren Verletzungsakt gehabt haben.28 Tatherrschaft meint 
das vom Vorsatz getragene in den Händen halten der Tataus-
führung.29 

 
25 Gropp/Sinn (Fn. 17), § 10 Rn. 170. 
26 Gropp/Sinn (Fn. 17), § 10 Rn. 84, 178. 
27 Vgl. BGH NJW 1990, 3156 zu § 223a StGB a.F.; Paeffgen/ 
Böse, in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen (Hrsg.), Nomos 
Kommentar, Strafgesetzbuch, Bd. 2, 5. Aufl. 2017, § 224 
Rn. 34; a.A. Sternberg-Lieben (Fn. 23), § 224 Rn. 13. 
28 Rengier, Strafrecht, Allgemeiner Teil, 12. Aufl. 2020, § 13 
Rn. 81. 
29 Vgl. schon Maurach, Deutsches Strafrecht, Allgemeiner 
Teil, 1. Aufl. 1954, § 47 III. B. 2. b.; Roxin, Strafrecht, All-
gemeiner Teil, Bd. 2, 2003, § 25 Rn. 211 ff. 

Man könnte erwägen, ob A zumindest nach Vorstellung 
von B und D Tatherrschaft innehatte, weil ihre Handlungen 
notwendiger Weise einer vorherigen Handlung des A bedurf-
ten. Allerdings kann in dem alleinigen Sprung des A auch bei 
dessen unterstellter Kenntnis des ihm bevorstehenden Kausal-
verlaufs kein Tatbeitrag gesehen werden, welcher ihm eine 
die Tat beherrschende Stellung verlieh, immerhin barg nicht 
bereits der Sprung, sondern erst die nachfolgenden Tritte das 
unmittelbar wirkende Risiko der lebensgefährlichen Körper-
verletzung. Insofern gingen B und D nicht von einer Selbst-, 
sondern einer Fremdgefährdung30 aus. 

Damit handelten B und D vorsätzlich sowohl hinsichtlich 
des Grunddelikts als auch des Qualifikationstatbestandes. 
 
c) Rechtswidrigkeit 

B und D müssten auch rechtswidrig gehandelt haben. 
aa) A könnte die Einwilligung jedenfalls konkludent31 

spätestens durch den Sprung erklärt haben. Dafür ist aller-
dings jedenfalls notwendig, das gesamte Risiko der Handlung 
zu überblicken, was A zum Zeitpunkt der Handlung nicht tat 
(s.o.). Damit scheidet eine konkludente Einwilligung aus. 

bb) Vor der Körperverletzungshandlung hätte die Einwil-
ligung von A noch eingeholt werden können, etwa indem ihm 
die der Mutprobe zugrunde liegende Sachlage nochmal er-
klärt worden wäre. Dies ist unterblieben, sodass auch eine mut- 
maßliche Einwilligung als Rechtfertigungsgrund ausscheidet. 

Damit handelten B und D rechtswidrig. 
 
d) Erlaubnistatumstandsirrtum 

B und D könnten aber einem Erlaubnistatumstandsirrtum 
unterlegen sein. Das wäre dann der Fall, wenn sie sich Um-
stände vorgestellt hätten, deren tatsächliches Vorliegen eine 
Rechtfertigung begründet hätte. B und D gingen davon aus, 
dass A die „Skull Breaker Challenge“ kannte, immerhin hat 
er im gemeinsamen Gruppenchat auf das Video geantwortet. 
Fraglich ist also, ob in dem Verhalten des A bei Richtigkeit 
der Vorstellung von B und D eine wirksame Einwilligung zu 
sehen wäre. 

Hätte A gewusst, was es mit der Aufstellung von B und D 
und seinem Sprung in der Mitte der beiden auf sich hat, wäre 
in seinem Sprung eine konkludente Einwilligungserklärung 
ohne Willensmängel (s.o.) für einen Eingriff in das grund-
sätzlich disponible Rechtsgut der körperlichen Unversehrtheit 
zu sehen gewesen. 

Allerdings kann die Körperverletzung auch bei erklärter 
Einwilligung rechtswidrig sein, wenn die Tat sittenwidrig ist, 
§ 228 StGB. Dies ist dann der Fall, wenn sie gegen das An-
standsgefühl aller billig und gerecht Denkenden verstößt.32 

Im Sinne der Wertung des § 216 StGB ist die Sittenwidrig-
keitsschwelle jedenfalls bei konkret lebensgefährlichen Kör-

 
30 Dazu RGSt 57, 157 (Fährmann), vgl. auch Rönnau, JuS 
2019, 119 (120); siehe auch Lasson, ZJS 2009, 359 ff. 
31 Kindhäuser/Zimmermann (Fn. 12), § 19 Rn. 12. 
32 Gropp/Sinn (Fn. 17), § 5 Rn. 101; vgl. zu diesbezüglicher 
Kasuistik Rennicke, ZJS 2019, 465 (467 ff.). 
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perverletzungen ungeachtet der Einwilligung des Betroffenen 
überschritten.33 

Ein ungebremster Sturz rücklings auf den Boden kann 
insbesondere schwere Kopfverletzungen herbeiführen. Dass 
sich diese konkrete Lebensgefahr hier nicht realisierte, ist 
deshalb nicht von Belang, weil sich die Sittenwidrigkeits- 
bewertung nicht an etwaigen eingetretenen Schäden, sondern 
nur nach einer ex ante Prognose zum Zeitpunkt der Körper-
verletzungshandlung richten darf.34 Hinsichtlich einer derar-
tigen Gefährlichkeit des geplanten Verhaltens hatten B und D 
zum Zeitpunkt der Tatausführung Kenntnis, immerhin war 
ihnen der Inhalt des im Gruppenchat geteilten Videos bekannt. 
Insoweit war für sie ersichtlich, dass durch die beabsichtigte 
Mutprobe – in Form von durch den Sturz bedingten, schwer-
wiegenden Verletzungen am Kopf – Gefahren für A beste-
hen. Auch in der Laiensphäre sind schwere Kopfverletzungen 
mit einer konkreten Lebensgefahr zu verbinden (s.o.). Hierbei 
ist zudem von Relevanz, dass B und D gezielt auf eine Tat- 
situation warteten, in der A bedingt durch seine Alkoholisie-
rung weitgehend enthemmt war. Die von der Körperverlet-
zung ausgehenden Gefahren waren hierdurch zusätzlich er-
höht. Das Verhalten von B und D war somit konkret lebens-
gefährlicher Natur.  

A hätte damit auch bei Richtigkeit der Vorstellung von B 
und D nicht wirksam in die Körperverletzung einwilligen 
können, sodass ein Erlaubnistatumstandsirrtum nicht vorliegt. 
 
e) Schuld 

B und D müssten auch schuldhaft gehandelt haben. Sie irrten 
nicht nur über tatsächliche Umstände, sondern auch in recht-
lich, wertender Hinsicht über die Reichweite des Rechts des 
A in Fremdschädigungen wirksam einzuwilligen (sog. Doppel- 
irrtum35). Ihnen fehlte zum Tatzeitpunkt das Unrechtsbewusst-
sein, sodass eine Entschuldigung gem. § 17 S. 1 StGB mög-
lich ist. Dafür müsste der Irrtum der beiden unvermeidbar 
gewesen sein. Ein unvermeidbarer Irrtum liegt dann vor, 
wenn die Erkennung des Unrechts für beide unter gehöriger 
Anspannung des Gewissens möglich gewesen wäre, wozu 
auch die Einholung von rechtlichem Rat zu fassen ist.36 Im 
Falle eines sog. Doppelirrtums ist zu beachten, dass – ebenso 

 
33 BGH NStZ 2015, 270. 
34 Siehe etwa Hardtung, in: Joecks/Miebach (Fn. 4), § 226 
Rn. 27. 
35 Siehe hierzu Sternberg-Lieben/Schuster, in: Schönke/Schrö- 
der (Fn. 2), § 17 Rn. 11; vgl. auch Schuster, JuS 2007, 617 
(618 f.); Bachmann, JA 2009, 510 (521 f.); der Begriff „Dop-
pelirrtum“ lässt sich nicht aus dem Gesetz ableiten und wird 
deshalb etwa von Rengier (Fn. 28), § 31 Rn. 15 kritisiert. 
Hier wird er allerdings aus didaktischen Gründen verwendet, 
um Prüflingen vor Augen zu führen, dass eine fälschliche 
Vorstellung über einen rechtfertigenden Sachverhalt nicht 
automatisch zu einem Erlaubnistatumstandsirrtum führt. 
36 Siehe zur Formulierung der Gewissensanspannung BGH 
NJW 1952, 593 (594); vgl. bzgl. des einzuholenden Rechts- 
rates Joecks/Kulhanek, in: Erb/Schäfer (Hrsg.), Münchener 
Kommentar zum Strafgesetzbuch, Bd. 1, 4. Aufl. 2020, § 17 
Rn. 46. 

wie im Falle eines indirekten Verbotsirrtums37 – allein auf die 
Vermeidbarkeit des rechtlichen Wertungsirrtums abzustellen 
ist.38 Es entspricht grundlegenden sittlichen und moralischen 
Werten, andere Menschen nicht in Lebensgefahr zu bringen, 
immerhin ist das Rechtsgut Leben selbst bei dem starken und 
ausdrücklichen Wunsch einer Person, zu sterben, nach wie 
vor strafrechtlich geschützt.39 Diese Erkenntnis hätten B und 
D spätestens durch die Einholung rechtlichen Rates gewinnen 
können und auch müssen, denn es bestand kein zeitlicher 
Sonderdruck40 zu handeln. Es handelt sich um einen im Dop-
pelirrtum enthaltenen vermeidbaren indirekten Verbotsirrtum. 
Ein Schuldausschluss gem. § 17 S. 1 StGB kommt damit 
nicht in Frage. 

Andere Schuldausschließungsgründe sind nicht ersicht-
lich. B und D handelten schuldhaft. 
 
2. Ergebnis 

B und D haben sich gem. §§ 223 Abs. 1, 224 Abs. 1 Nrn. 
4und 5, 25 Abs. 2 StGB strafbar gemacht. Eine Strafmilde-
rung gem. § 17 S. 2 StGB i.V.m. § 49 Abs. 1 StGB ist mög-
lich. 
 
III. Schwere Körperverletzung gem. §§ 223 Abs. 1, 226 
Abs. 1 Nr. 1 Var. 1, Nr. 2 Var. 2, Nr. 3 Var. 4, 25 Abs. 2 
StGB 

B und D könnten sich, indem sie den A dazu brachten, zu 
dritt in die Luft zu springen und ihm die Beine nach vorne 
wegtraten, als dieser sich in der Luft befand, wegen einer 
schweren Körperverletzung in Mittäterschaft gem. §§ 223 
Abs. 1, 226 Abs. 1 Nr. 1 Var. 1, Nr. 2 Var. 2, Nr. 3 Var. 4, 25 
Abs. 2 StGB strafbar gemacht haben. 
 
1. Grundtatbestand 

B und D haben i.S.d. § 25 Abs. 2 StGB gemeinschaftlich 
§§ 223 Abs. 1 StGB verwirklicht (s.o.). 
 
2. Erfolgsqualifikation 

Es müsste aber auch eine schwere Folge gem. § 226 Abs. 1 
StGB eingetreten sein. 

a) Gem. § 226 Abs. 1 Nr. 1 Var. 1 StGB könnte der Ver-
lust des Sehvermögens auf einem oder beiden Augen ver-
wirklicht sein. Sehvermögen ist die Fähigkeit, Gegenstände 
visuell wahrzunehmen.41 Fraglich ist, ob auch eine partielle 
Sehvermögensminderung unter § 226 Abs. 1 Nr. 1 StGB fällt. 
Unter streng semantischer Wortlautauslegung ist unter dem 

 
37 Siehe zu den Erscheinungsformen des Verbotsirrtums  
Neumann, in: Kindhäuser/Neumann/Paeffgen (Hrsg.), Nomos 
Kommentar, Strafgesetzbuch, Bd. 1, 5. Aufl. 2017, § 17 
Rn. 47 ff. 
38 Siehe hierzu Sternberg-Lieben/Schuster (Fn. 35), § 17 
Rn. 11. 
39 Vertiefend Hauck, GA 2012, 202 (206). 
40 Zaczyk, JuS 1990, 889 (893 f.); krit. Neumann (Fn. 37), 
§ 17 Rn. 81. 
41 Kühl, in: Lackner/Kühl, Strafgesetzbuch, Kommentar, 
29. Aufl. 2018, § 226 Rn. 2. 
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Verlust des Sehvermögens der völlige Verlust zu verstehen. 
Allerdings wird im übertragenen Sinne schon dann von ei-
nem Verlust auszugehen sein, wenn zwar noch eine Rest- 
sehfähigkeit verbleibt, diese aber für sich genommen prak-
tisch wertlos ist und insoweit einem Verlust gleichsteht.42 Wo 
genau die Grenze zur völligen Unbrauchbarkeit des Sinnes-
organs zu ziehen ist, ist umstritten43. Jedenfalls kann aber von 
einer dem Verlust gleichstehenden Beeinträchtigung bei einer 
verbleibenden Sehkraft von 60 % nicht ausgegangen werden. 
Damit ist eine schwere Folge i.S.v. § 226 Abs. 1 Nr. 1 StGB 
nicht gegeben. 

b) Möglicherweise kann A aber ein wichtiges Körperglied 
gem. § 226 Abs. 1 Nr. 2 Var. 2 StGB dauerhaft nicht mehr 
gebrauchen. Ein wichtiges Glied ist jedenfalls jedes in sich 
abgeschlossene und mit dem Rumpf oder einem anderen 
Körperteil durch ein Gelenk verbundene Körperteil44. A kann 
aufgrund des beeinträchtigten Kleinhirns seine Hände nicht 
mehr richtig bewegen. Er hat feinmotorische Störungen in 
seinem Bewegungsablauf. Die Hände sind ein über die Hand- 
gelenke verbundener Teil des Körpers, deren Wichtigkeit 
sich aus ihrer – die Bewältigung alltäglicher Aufgaben betref-
fenden – Schlüsselrolle des Körpers ergibt45. 

Fraglich ist aber, ob A die Hände nicht mehr gebrauchen 
kann. Man könnte erwägen, dass dafür ein vollständiger 
Funktionsverlust gegeben sein muss.46 Der systematische 
Vergleich mit der Tatvariante des Verlusts legt jedoch nahe, 
dass der Zustand des „nicht mehr gebrauchen“ können im 
Wege einer wertenden Gesamtbetrachtung in seinen wesent-
lichen Zügen dem eines Verlusts ähnlich sein oder gleichste-
hen muss.47 Hierfür ist jedenfalls auch die Dauerhaftigkeit 
der Folge mit in die Betrachtung einzubeziehen.48 Die fein-
motorischen Einschränkungen des A führen mit einer 40-
prozentigen Herabsetzung zu einer erheblichen Beeinträchti-
gung der für seinen Beruf notwendigen Fähigkeiten, immer-
hin ist es für einen KFZ-Mechaniker notwendig, mitunter 

 
42 Hardtung (Fn. 34), § 226 Rn. 19. 
43 Etwa OLG Hamm GA 1976, 304, welches den Verlust mit 
einem Bezug auf eine nicht überwiegend wahrscheinliche 
operative Rekonstruktion der Sehfähigkeit zu 5–10 % des 
Normalzustandes bejaht; ähnlich auch BayObLG NStZ-RR 
2004, 264; kritisch Blei, JA 1976, 801; siehe auch AG Köln 
MDR 1981, 780, welches die Sehkraftreduzierung auf 20 % 
nicht als Verlust einordnet; Hardtung (Fn. 34), § 226 Rn. 21, 
welcher die schwere Folge mit einer verbleibenden Sehstärke 
von 10 % ablehnt. 
44 Kühl (Fn. 41), § 226 Rn. 3; siehe aber Eisele, Strafrecht, 
Besonderer Teil, Bd. 1, 5. Aufl. 2019, Rn. 349, der auch Nase 
und Ohren dazu zählt; sowie Rengier, Strafrecht, Besonderer 
Teil, Bd. 2, 21. Aufl. 2020, § 15 Rn. 9, welcher zusätzlich 
Organe mit einbeziehen möchte. 
45 Vgl. schon RGSt 62, 161; 64, 202; BGH NJW 1991, 990; 
BGH NJW 2007, 1988; siehe auch Hardtung, JuS 2008, 1060 
(1062 f.). 
46 In diese Richtung BGH NJW 1988, 2622. 
47 Vgl. nur Rengier, ZStW 111 (1999), 1 (16). 
48 Schumann, JuS 2016, 140 (141); Kudlich, JA 2017, 470 
(471). 

kleinteilige Schraub- und Justierarbeiten durchzuführen. Von 
einer feinmotorischen Einschränkung unabhängig sind Grund-
funktionen der Hand wie etwa der Faustschluss, die Hand-
streckung oder das Ergreifen von Gegenständen. Einem phy-
sischen Verlust der Hand gleichzusetzen, können erst solche 
Beeinträchtigungen der Funktionsfähigkeit sein, die die Grund-
funktionen des betreffenden Körpergliedes faktisch aufhe-
ben.49 Von einer derart gravierenden Einschränkung der 
Grundfähigkeiten der Handfunktionen kann allerdings nicht 
die Rede sein. Die – aus individueller Sicht dennoch als 
grundlegend zu erachtenden – Einschränkungen des A sind 
damit nicht unter § 226 Abs. 1 Nr. 2 Var. 2 StGB zu fassen. 

c) Aufgrund des epileptischen Anfalles kommt weiterhin 
§ 226 Abs. 1 Nr. 3 Var. 4 StGB infrage. Dann müsste A in 
eine geistige Krankheit oder Behinderung verfallen sein. Der 
systematische Vergleich mit § 226 Abs. 1 Nrn. 1, 2 StGB, 
welche jeweils körperliche Behinderungen präziser regeln, 
zeigt, dass die Behinderung gem. § 226 Abs. 1 Nr. 3 Var. 4 
StGB lediglich geistiger Natur sein kann50 und umfasst eine 
nicht nur unerhebliche und nicht vorübergehende Störung der 
Gehirntätigkeit.51 Hierunter ist auch Epilepsie zu fassen.52 
Somit ist § 226 Abs. 1 Nr. 3 Var. 4 StGB gegeben. 

d) Die Tritte von B und D sind ursächlich für den epilep-
tischen Anfall des A. Dass der herbeigeführte Sturz zu 
schweren neuronalen Schäden führen mag, die sich unter 
Umständen auch in einer Epilepsie niederschlagen können, 
liegt außerdem nicht außerhalb allgemeiner Lebenserfahrung. 
Zudem liegt keine Selbstgefährdung durch A vor (s.o.). Da-
mit ist die schwere Folge B und D auch objektiv zuzurech-
nen. B und D handelten außerdem als Mittäter i.S.d. § 25 
Abs. 2 StGB (s.o.). 
 
3. Gefahrzusammenhang 

Des Weiteren müsste der tatbestandsspezifische Gefahrzu-
sammenhang gegeben sein. Dies ist der Fall, wenn die schwe-
re Folge gerade auf der der Körperverletzung anhaftenden 
besonderen Gefahr beruht. Kopfverletzungen, die auf hefti-
gen Stürzen beruhen, bergen typischer Weise die Gefahr 
besonderer Beeinträchtigungen des Gehirns. Gerade diese 
spezifische Gefährlichkeit hat sich in dem epileptischen An-
fall (der schweren Folge) realisiert. 
 
4. Objektive Fahrlässigkeit 

B und D müssten i.S.d. § 18 StGB jedenfalls objektiv fahrläs-
sig hinsichtlich des Eintritts der schweren Folge gehandelt 
haben53. Sie müssten also eine dem Schutzzweck der Norm 
unterliegende objektive Sorgfaltspflicht verletzt haben, bei 

 
49 BGH NJW 2017, 1763, m. Anm. Grünewald, NJW 2017, 
1764. 
50 Vgl. Hörnle, Jura 1998, 169 (179). 
51 Siehe BGH NStZ-RR 2010, 33 (35).  
52 Eschelbach (Fn. 11), § 226 Rn. 27; BGH NStZ-RR 2016, 
220 (222); a.A. Paeffgen/Böse (Fn. 27), § 226 Rn. 35, die 
allerdings einen Fall von Siechtum annehmen wollen und 
damit im Ergebnis auch eine schwere Folge bejahen. 
53 Gropp/Sinn (Fn. 17), § 4 Rn. 144, § 8 Rn. 18 ff. 



   
 

 Fortgeschrittenenklausur: „Skull Breaker Challenge“ STRAFRECHT 
   

 

_____________________________________________________________________________________ 
 

ZJS 2/2021 
219 

objektiver Vorhersehbarkeit des Erfolges. Im Schutzzweck 
des § 226 Abs. 1 StGB enthalten ist die generelle Sorgfalts-
norm der Vermeidung gesteigert gefährlicher Verhaltens- 
weisen bezüglich der körperlichen Unversehrtheit anderer 
Personen, welche B und D verletzt haben. Die schwere Folge 
war dabei auch objektiv vorhersehbar (s.o.). Außerdem wäre 
die schwere Folge ohne das Verhalten von B und D ausge-
blieben, sodass auch der erforderliche Pflichtwidrigkeits- 
zusammenhang vorliegt. Somit handelten sie objektiv fahr-
lässig. 
 
5. Rechtswidrigkeit 

B und D handelten rechtswidrig (s.o.). 
 
6. Schuld  

a) B und D müssten auch schuldhaft gehandelt haben. Sie 
handelten nach Maßgabe ihrer persönlichen Fähigkeiten und 
Kenntnisse sorgfaltswidrig (vgl. oben). Auch die schwere 
Folge war für sie subjektiv vorhersehbar, kannten sie doch 
die schwerwiegenden Folgen für den Betroffenen aus dem 
Video. Sie handelten also auch subjektiv fahrlässig. 

b) Erwägenswert bleibt ein Unrechtsausschluss gem. § 17 
S. 1 StGB. B und D wollten A lediglich einen Schrecken 
einjagen, wussten aber um die erhöhte Gefährlichkeit ihres 
Vorhabens. Von einer unbewusst fahrlässigen Herbeiführung 
der schweren Folge kann deshalb nicht ausgegangen werden. 
Nur eine irrtumsbedingte Überschreitung der Grenzen der 
Rechtswidrigkeit kann deshalb hier einen relevanten Irrtum 
darstellen,54 welche in der Verkennung der Grenzen der 
Selbstbestimmung des A vorliegt. Diesen Irrtum hätten B und 
D allerdings vermeiden können (s.o.). Somit handelten B und 
D auch schuldhaft. 

 
7. Ergebnis 

B und D haben sich wegen einer schweren Körperverletzung 
in Mittäterschaft gem. §§ 223 Abs. 1, 226 Abs. 1 Nr. 3 
Var. 4, 25 Abs. 2 StGB strafbar gemacht. Eine Strafmilde-
rung gem. § 17 S. 2 StGB i.V.m. § 49 Abs. 1 StGB bleibt 
möglich. 
 
C. Konkurrenzen 

§§ 223 Abs. 1, 224 Abs. 1 Nrn. 4, 5 StGB stehen gem. § 52 
StGB zur Klarstellung der vorsätzlichen Gefahrenerhöhung 
im Vergleich zum einfachen § 223 Abs. 1 StGB als Grund- 
delikt zu § 226 Abs. 1 StGB in Tateinheit zu § 226 Abs. 1 
Nr. 3 StGB55. Die Strafe kann gem. § 17 S. 2 StGB i.V.m. 
§ 49 Abs. 1 StGB gemildert werden. 
 
D. Zusatzfrage  

A hat die Möglichkeit, gem. §§ 403 ff. StPO seine Schmer-
zensgeldansprüche gegen B und D im Wege eines sog. Adhä-

 
54 Roxin/Greco, Strafrecht, Allgemeiner Teil, Bd. 1, 5. Aufl. 
2020, § 24 Rn. 111. 
55 Paeffgen/Böse (Fn. 27), § 226 Rn. 61. 

sionsverfahrens vereinfacht geltend zu machen56. Es ist für 
ihn günstiger als ein gewöhnlicher Zivilrechtsstreit, da der 
strafrechtliche Amtsermittlungsgrundsatz im Gegensatz zum 
zivilrechtlichen Beibringungsgrundsatz57 gilt. 

Das Adhäsionsverfahren schließt sich an einen Strafpro-
zess an. So können direkt als Annex zum Strafprozess ver-
mögensrechtliche Ansprüche (vor allem Schadensersatz, aber 
auch Schmerzensgeld gem. § 253 Abs. 2 BGB) vom Verletz-
ten (A) geltend gemacht werden, sofern sie aus der Straftat 
erwachsen. Dies ist der Fall, wenn die abgeurteilte Straftat 
ebenfalls den zivilrechtlichen Anspruchstatbestand erfüllt. Es 
darf außerdem kein anderes Gericht mit der Sache betraut 
sein. B und D sind aufgrund ihres Verhaltens nicht nur straf-
rechtlich zur Verantwortung zu ziehen, sondern jedenfalls 
auch gem. § 823 Abs. 1 Var. 2 BGB i.V.m. § 253 Abs. 2 
BGB verpflichtet, an A Schmerzensgeldzahlungen zu leisten. 

A muss gem. § 404 Abs. 1 S. 2 StPO den Anspruchs- 
gegenstand und -grund anhand der vorliegenden Beweismit-
tel bestimmt bezeichnen. Werden B und D dann tatsächlich 
schuldig gesprochen, wird das Gericht, das an den Antrag 
gebunden ist, dem Antrag in aller Regel (siehe zu den Aus-
nahmen § 406 Abs. 1 S. 3, 4 StPO) stattgeben. Besonders zu 
betonen ist, dass gem. § 406 Abs. 3 S. 3 StPO, selbst wenn 
der Antrag abgelehnt wird, keine sog. negative Rechtskraft-
wirkung erwächst. A kann in diesem Fall den Anspruch vor 
dem Zivilgericht weiterhin geltend machen. 

 
56 Vgl. zur Vertiefung Dallmeyer, JuS 2005, 327; sowie Jae-
ger, VersR 2017, 449. 
57 Siehe nur Huber, JuS 2017, 634 (634). 


